
niemand, der sich wissenschaftlich mit diesen Pro­
blemen auseinandersetzen will, wird Vorbeigehen 
können. Wissenschaftlich, das heißt aber, wie P r i 11 
ausführte, zugleich politisch:

„Ich glaube, daß es falsch ist, zu denken, daß es zwischen 
Recht und Politik einen Abgrund gibt, zu behaupten, wie 
es oft geschieht, daß die Juristen nur am Recht und nicht 
an der Politik interessiert seien. Dies zu behaupten, ist 
genauso falsch, wie wenn man sagen würde, daß die Arme 
und die Beine eines Körpers ihre Funktion unabhängig 
voneinander erfüllen könnten oder müßten. Die Politik ist 
ein Teil unseres Lebens, und kein Jurist, sei er Praktiker 
oder Theoretiker, kann in einem Elfenbeinturm oder in 
einem Kloster leben, sondern nur inmitten der Welt.“

Und so wenig Recht und Politik getrennt werden 
können, so wenig ist der Kampf der Juristen von dem 
Kampf aller fortschrittlichen Menschen um den Frieden 
zu trennen. Es ist kein besonderer Kampf, den die 
Juristen um den Frieden führen, sondern der Kampf 
des Weltfriedenslagers, den sie mit der von ihnen be­
sonders beherrschten Technik des Rechts unterstützen. 
Die enge Verbindung der Aufgaben der demokratischen 
Juristen aller Länder mit den Aufgaben des Welt­
friedenslagers kam vom ersten Kongreßtage an darin 
zum Ausdruck, daß bereits in der vorbereitenden 
Sitzung des Rates seine Mitglieder die Aufforderung 
der Berliner Tagung des Weltfriedensrates zum Ab­
schluß eines Friedenspaktes der fünf Großmächte un­
terschrieben, und daß der an alle Juristen der Welt er­
gangene Aufruf zur Unterzeichnung dieses Berliner 
Appells aufforderte.

Organisatorischer Ausdruck der Gemeinsamkeit der 
Aufgaben war die Wahl des Generalsekretärs des Welt­
friedensrates, F e n o a l t e a  (Italien), zum außerordent­
lichen Ratsmitglied der Internationalen Vereinigung 
Demokratischer Juristen.

So ist verständlich, daß dieser Kongreß die beson­
dere Beachtung der Regierung der Deutschen Demokra­
tischen Republik fand, deren Hauptziel die Erhaltung 
des Friedens ist. Die Ausführungen, die Ministerpräsi­
dent Otto G r o t e w o h l  zu Beginn des Kongresses 
machte, waren daher nicht nur Begrüßungsworte einer 
gastgebenden Regierung, sondern bei aller Konzen- 
triertheit eine grundsätzliche Darlegung unserer staats­
rechtlichen und völkerrechtlichen Situation und der 
sich daraus ergebenden Folgerungen. Der Minister­
präsident stellte in den Mittelpunkt seiner Ausführun­
gen das Potsdamer Abkommen, und es bedeutete eine 
eindrucksvolle Ergänzung seiner Ausführungen, daß 
ein Teil der Delegierten anläßlich des Besuches der 
Richterschule in Babelsberg die Räume des Schlosses 
Cäcilienhof besichtigen konnte, in denen dieses Ab­
kommen geschlossen wurde. Die Prinzipien des Pots­
damer Abkommens sind, so führte Grotewohl aus. zu 
wesentlichen Elementen des Völkerrechts geworden. 
Sie bilden nicht etwa die Grundlage der Spaltung 
Deutschlands, sondern diese Spaltung mit allen ihren 
Folgen ist hervorgerufen durch die Machenschaften des 
amerikanischen Imperialismus, den Grotewohl als den 
Nachfolger des deutschen Faschismus bezeichnete. Der 
rechtliche Bestand des Potsdamer Abkommens richtet 
sich nicht nach den jeweiligen Wünschen der amerika­
nischen Monopolisten; völkerrechtliche Verträge wer­
den geschlossen, damit sie von den Vertragspartnern 
eingehalten werden. Aus dem Potsdamer Abkommen als 
internationaler Rechtsquelle leitet aber auch das deut­
sche Volk seinen Anspruch auf Abschluß eines gerech­
ten Friedensvertrages, auf Abzug der Besatzungs­
truppen, auf Anerkennung als gleichberechtigte Nation, 
auf Eingliederung in die internationale Organisation 
der Nationen ab.

Ministerpräsident Grotewohl unterstrich die ernst­
lichen Bemühungen der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik um die Vereinigung von 
Ost- und Westdeutschland und ihr großes Interesse an 
dem Zustandekommen des Friedenspaktes der fünf 
Großmächte. Nach dem Potsdamer Abkommen sollte 
die Besetzung dem deutschen Volke die Möglichkeit 
geben, sein Leben auf der Grundlage der Demokratie 
und des Friedens neu aufzubauen. Die Politik der 
westlichen Besatzungsmächte der vergangenen sechs 
Jahre hat aber gezeigt, daß sie gerade das Gegenteil 
von dem getan haben, wozu sie nach dem Potsdamer 
Abkommen verpflichtet waren. Deshalb sind die

in Westdeutschland stationierten Truppen keine Be­
satzungstruppen mehr, sondern zu Truppen der 
Intervention und Aggression geworden, die sich rechts­
widrig auf deutschem Territorium aufhalten. Über­
zeugend stellte er fest, daß es nicht einen Punkt der 
im Potsdamer Abkommen festgelegten Grundsätze für 
die Entwicklung Deutschlands zu einem demokratischen 
und friedliebenden Land gibt, der durch die imperia­
listischen Besatzungsmächte in Westdeutschland nicht 
in sein Gegenteil verwandelt worden wäre: statt Ent­
militarisierung — Remilitarisierung, Weiterexistenz 
oder Neugründung militärischer und paramilitärischer 
Organisationen; statt Aufbau eines demokratischen 
Lebens — Reaktion, Antidemokratismus und Neo­
faschismus. So führt die dem Potsdamer Abkommen 
widersprechende Politik der imperialistischen Be­
satzungsmächte nicht zu einem friedlichen Zusammen­
leben eines geeinten, demokratischen Deutschland, son­
dern zur militärischen Mitwirkung des westlichen Tei­
les unseres Vaterlandes im Rahmen des Atlantik- 
Kriegspaktes.

Der Eindruck der Ausführungen Grotewohls war bei 
den Delegierten außerordentlich stark. Wenn in per­
sönlichen Rücksprachen dieser Eindruck mit den Wor­
ten charakterisiert wurde: „überzeugend, klar, einfach, 
ehrlich“, so glauben wir. daß die Delegierten zu Dol­
metschern für die Vorschläge der Volkskammer zur 
Herstellung der Einheit Deutschlands in ihren Ländern 
werden.

Es ist in diesem Bericht nicht möglich, auch nur die 
wesentlichsten Beiträge kurz wiederzugeben. Ihre 
Auswertung wird die Aufgabe unserer wissenschaft­
lichen Arbeit der nächsten Zeit sein. Es sollen aber die 
Ausführungen einzelner Delegierter herausgegriffen 
werden.

Als erster Diskussionsredner sprach der sowjetische 
Professor F. I. K o s c h e w n i k o w .  Er, wie auch der 
weitere Redner der Sowjetunion, Z a j d i n , sprach mit 
der souveränen Überlegenheit des Sowjetmenschen, der 
mitwirkt, in seinem Lande den Kommunismus aufzu­
bauen. Die Ausführungen der sowjetischen Redner 
waren ein anschaulicher Beweis dafür, daß Rechts­
fragen nicht isoliert von der Politik gesehen werden 
können und Juristen mitten im Leben stehen müssen. 
Behandelte Zajdin insbesondere die Frage der Rechte 
der Bürger in den kapitalistischen Ländern auf der 
Grundlage ihrer ökonomischen Lage im Vergleich zu 
der rechtlichen und ökonomischen Lage der Menschen 
in der Sowjetunion, so ging Koschewnikow von der 
Rolle der Sowjetunion im Kampf um den Frieden aus:

„Ein wichtiger und unveränderlicher Grundsatz der 
Außenpolitik des von Lenin und Stalin geschaffenen sowje­
tischen Staates ist der Kampf um den dauernden inter­
nationalen Frieden. Die hohen Grundsätze dieser Politik 
wurden bereits im ersten Staatsakt der jungen Sowjet­
macht, im Dekret über den Frieden vom Jahre 1917, klar 
formuliert.“

Auf der Grundlage dieser Friedenspolitik der Sowjet­
union erwachse ihre dem Frieden dienende Wissen­
schaft, entstehe insbesondere eine Rechtswissenschaft, 
die den Kampf um den Frieden entscheidend unter­
stütze. Dazu sagte Koschewnikow:

„Das sowjetische Recht als überbau der sozialen Basis 
spielt eine aktive schöpferische Rolle beim Aufbau des 
Kommunismus. Die sowjetischen Juristen haben bedeutende 
Erfolge im Kampf um die Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und in der Entwicklung der Theorie des 
Staats und des Rechts erzielt. In der Sowjetunion wurde 
eine Reihe neuer Gesetze verabschiedet, die der Festigung 
des sowjetischen Staates und des Friedens dienen. Ein 
hervorragendes Beispiel dafür ist das Gesetz zum Schutze 
des Friedens vom 12. März 1951.“

Die sowjetischen Juristen widmen sich, so führte 
Koschewnikow weiter aus, in ihrer wissenschaftlichen 
Arbeit den Problemen des internationalen Rechts, das 
als w i c h t i g e s  I n s t r u m e n t  i m  K a m p f  u m  
d e n  F r i e d e n  g e w e r t e t  w i r d .  Sie beschäftigen 
sich vor allem mit den Problemen, die mit dem Kampf 
gegen die Aggression, dem Kampf für das Verbot der 
Atomwaffe und für die Einschränkung der Rüstungen 
und mit dem Kampf gegen die Kriegstreiber Zusam­
menhängen.

Schließlich führte Koschewnikow die Juristen an die 
unmittelbar praktischen Aufgaben heran mit der For­
derung, Geldfonds zur Unterstützung demokratischer 
Juristen zu schaffen, die in ihren Ländern diskrimi­
niert werden; dabei stellte er den demokratischen
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